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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  B 1 

 

Stichwort: Umgehung der Mietpreisbremse durch Vermietung möblierten 

Wohnraumes und Kurzzeitvermietungen verhindern  

 

Adressat:   Bundesregierung, Bundestag, Bundesrat 

 

Antragsteller:  Landesvorstand 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

Der Der Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert den Bundesgesetzgeber auf 1 

die Vorschriften zur Mietpreisbremse so zu konkretisieren, dass eine Umgehung der 2 

Vorschriften durch eine Möblierung von Wohnraum oder eine sogenannte Kurzzeitver-3 

mietung ausgeschlossen wird. 4 

 

 

 

 

Begründung  

 

Nach der derzeitigen Gesetzeslage ist es Vermieterinnen und Vermietern möglich die Rege-

lungen der Mietpreisbremse z.B. dadurch zu umgehen, dass sie eine Teil-Möblierung des 

Wohnraums vornehmen oder diesen nur zu „einem vorübergehenden Gebrauch“ gem. § 549 

Absatz 2, Nr. 1 BGB vermieten. 

 

Es liegen deshalb Überlegungen, auch durch die von der Bundesregierung eingesetzte Exper-

tengruppe, vor, § 556d BGB insoweit zu ändern und zu ergänzen, dass Vermieterinnen und 

Vermieter aus einer Teil-Möblierung des Wohnraums keine Vorteile in Bezug auf die Regelun-

gen der Mietpreisbremse (Umgehung) ziehen können. Es muss zumindest die Höhe des Wer-

tes der Möblierung oder ein Möblierungszuschlag ausgewiesen sein. 

 

Bei den Regelungen zur sog. Kurzzeitvermietung ist es so, dass durch die Bestimmung des § 

549 Absatz 2 Nr. 1 BGB zahlreiche Mieterschutzvorschriften (z.B. zur Mieterhöhung, Kündi-

gung und auch Mietpreisbremse) nicht gelten. 

 

Hier könnte leicht Klarheit geschaffen werden, indem im Gesetz klargestellt wird, wann von 

einer Vermietung zum „vorübergehenden Gebrauch“ auszugehen ist. Es bestehen bereits 

Überlegungen durch Anfügung eines Absatzes 4 bei § 549 BGB Klarheit zu schaffen. 
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Eine solche Formulierung könnte lauten: „(4) Liegt der Wohnraum in einem durch Rechtsver-

ordnung nach § 556d Absatz 2 bestimmten Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt, 

so ist in der Regel nicht von einem Mietverhältnis über Wohnraum, der im Sinne des Absatzes 

2 Nummer 1 nur zum vorübergehenden Gebrauch vermietet ist, auszugehen, wenn der Zeit-

raum des Mietverhältnisses über den Wohnraum insgesamt sechs Monate oder mehr beträgt. 

Bei der Berechnung des Mietzeitraums werden auch vorangegangene Mietverhältnisse der-

selben Vertragsparteien über denselben Wohnraum berücksichtigt, sofern zwischen den ein-

zelnen Mietzeiträumen weniger als drei Monate liegen.“ (vgl. Bundesanzeiger, Drucksache 

218/23 (Beschluss)-2. 

 

Durch diese Änderungen bzw. Ergänzungen könnte eine höhere Rechtssicherheit sowie ein 

stärkerer Mieterschutz erzielt und eine Vielzahl von Gerichtsverfahren vermieden werden. 

 

 
 
  
 
 
 
 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


